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Amtnkyev Teii
A. Bekanntmachungen des Landrata

IV 0 e s I 0 0, den 24'. November 1923.
Verordnung Nr.9

A Grund der Verordnung des Neichspriisidenten vom
26. 9. 923 bestimme ich im Einsvemmedineni mit dem Regie-
rungsbommisaar folgendes:

810 Inder Von Gaststiitten IT.11010111010 801231 usw«
in denen nachsweislich mit Devissen.·fnd e««nderen Zahlung-»Zurü-
teln gehandelt wir-d, machen sich mitsamt ihren Angestellten gie-
mäsß obiger Verfügung frafbar, wenn sie diesen unlauteren
Handel Udutden

Die Potigerverwaltungen jinsd ermächtigt die betreffenden
Rälume u schbießen und sie fiir gemeinnützige Ziwescke (V·-olbsi-
kü w.) auszunwutzen

Särmrtiiche Peetionem die den Wunsch haben, unser Wirt-
ichasstsleben svon un auberen Elementen zu reinigen, werden er-
acht, an desr Durchführun dieser VeroMrdnung mitzuarbeiten

Der M 110160f00-I3?0001;
- gez. Has s0, General eutnant

L.I. 10249 O elsj, den 4. Dezember 1923
Vorstehende Verordnung bringe ich zur Beachtung und er-

suschse die Ortsbehbrden um übliche Betaunztsmachung . _

81:0 3 'I0- u, den 28.- November 1923.
Verordnung Nr. 10.

· Aus- Grund der Verordnung des Rseichspåräsisdenten vom
26.9.1923 ordne ich mit Zustimmung des stlegierungskonis
missalris fsdllbgendes an:

1. Alte Personen, die Ehristbduime aus der Bahn oder
usLandw n befördern, haben bei jedem Transport beson-
Be AriäMwäny über den rechtmäßigen Erwerb der 80.01010 misat
1I zu

2.801:.000 der OsrtspotizeibeIjse des Erwierbssortes ausk
zustelliende Aus-weis, der mit 8:110; :,·V·eSi-e«ge«l und Unterschrift
30 versehen ist, mu enthalten:

_ Name und bnbirt des ·.Käufer«s oder Transporteurs
Tag desErwerbs . H

hder Ehristbsiiume - - '
03310010101satt

3Name und Wohnort des Köjusers
såuuwiIderbrbandlungen werden nach § 4 der Verordnung

des-Nu ’i·denten 1001101 2«6. 9. 1929 biegt-rast.
Ruß-‚9.31010 erordnung tritt am Tage 1 ver Veröffentlichung

Der Mititiir ethisch-oben »
gez Has se,OGebgevwlleutnant -

L..Il0301’._81130000000 ffchO "IIIbeides Deembeisnlssb
neue vorbendeerorunm

MicherWeisezuverbsfnttichen _' g:

 

81:03I010,den 24November 1923. M

 

 

“41101000111;,Siiimt«ltiche Anlaurgen Gewinnung und
Tag-ex, iöir '11:tung von Vrennstoifsfen a r Art unter und übe-:

liche Zweige des80108119310301?01003gI [101601
Der We se

L.I. 10195. Oels, den4 imbei 1923
Vorstehende Verordnung«brin. e ich unter8031.0.101110 a ci·

die im Kreisbslatt 1923 Seite 25 derösfentlichite 1'112: srdnung
Nr. 5 zur Kenntnis und sevsusche die Orts-behörden 1.111 orts-
übliche Vetanntmachunng.·

K. I. 961. Oels, den 6'. Dezember 19-23. '
Aufstellung des Gemeindevomnschtages für das

Rechnungsjahr 1923 und Erhebung von Gemeindeabgaden
Ueber die Verteilung des Steuevbedavfs bat jedeGemeinde

gemäß § 59 des KAG viom 14. Juli 1893 (G«S«.S 152
in Ider Fassung der Novelle vom 26. Aug. 19211 (sGS. S. 495 .)
bis mn Abt-aus der ersten drei Monate des Rechnungsjahres
Ves« luß zu sa sen. Die Durschtsüshwun dieser Vorschrift bat
besonders in diesem Jaihsres durch die eldentwsevtung auf er-
hebliche Schlwierigbeiten gestoßen Die Gemeinden haben nur
immer ein Vielfaches der vorjäbrigen Sätze 000010001."

Amls Grund des Gesetzes über die Erhebung einer dort-au-
figen Steuer vom GrundvsHevmögen vom 14. Februar 1923(GS.
S. 29 .) ist die Steuer nach den vorm- Hataiteramt festgesetzten
Grunsdtteuersolls u erheben. Die Gebäude teuer kommt ganz;

Fortfalb Nach-· der zu 01-01001- Gesetz ergangenen Notverooii —
nung vom 22. Oktober 1922 tGlSS 478) wird die Grun
vermägensssteuer vom 1. November 1929 ab aus Gold-mark um
gestellt Gemäß Min.-Erlaß vom 7. November 1926 können
auch die Gemeinden die Gemeindesteuerzuschtage zur Grund-·- »
steuer nach OGoldmart feftx.setzen

Um eine einigermaßen übersichtliche Gemeindesteuerveram
slagun anzustreben, ist es erforderlich da erstmalig vion An-

n« ist bis Ende Obtober ein V«-sosranIchbag aufgestellt und
chllu über die Erhebung der Gemeinde teuern gefaßt wird;

Hierbei-rst die Paäermark zugrunde 30 eigen Ein gleich-ex
Voranschbas nebst« ciichbus; ist vom 1. November 1923 ab bis .
zum-Schlsuii des Re nungsjabres nach Gotdmart auszisx1.1011
undzu 11'10- en. Da eine Alb-re nun für den- ersten Tal des-;
Rechnungsttcchres nicht immer 0) 0111010110110100 sein« dür«te,
itellie ich den« Gemeinden andermezu bescdlreszes, daß »die strr-
chußiwseise erhabenen Gesmeindesteuern eni gültig sind und0:10

- einer Verrechnunxg abgesehen wird.
Die vorn November sab erfolgte Veranda-gng zum f

Grundvermögenssbeuer unterichseidet seinen bebauten und übri-
801'113.Die Herren Minister des Innern und der»K-12.1.1011

„1103000111232 vom bebauten811'101*1 ride
nettriu bei den« 0 einen solchen000,199 vorsHun-

dert inderReget aitss tsasezu· bist-rochen111128001 eine-if «
er« ng tann aber angenommen werden,

da -- Er " . « · der Sbeuer bei einemSispiogentigenZu-
s user vom bebauten und bei-einein » “y

'. Meiner-ges

  



digen und selbstveraniwortlischen Finanz- ebarung der Gemein-
den ohne Inanspruchnahme vion Kredit- 'lfen. Sie wird ihre
Ergänzung in einer wertbestäsndsigen Umgestaltung asuich [Der
übrigen Gemeindseeinnahimen sowie in einer erhöhten Beteili-
gung der Gemeinden an dein Auskommen der Einkommen--
und Umstzsteuer finden-· J _ · »i-

LBIei der Beschlußfassung für das 2. Halsbsahr Ist ins-beson-
dere darauf Bedaehrt zn nehmen, daß die Grund-steuer nach
Goldmairt veranlagt ist., während bei der Gewerbe- und »Be-
trie! teuer die Papiermark noch den Maßstab bildet. Einen
Aqu seich hierfür dürfte seine entLprechend niedrigere Belastung
dieser letztgenannten Steuern sbils en. . «

Ferne-r weise ich auf die Vorschrift des § 54 Ab . Z; des
ARE-in der Fassun der Novelle vom 26. August 19i 1 (GS.
S. 495 ff), wonach «. ise Vertretungen der von der Umlage be-
troffenen Steuerpflichitigen vor Fassung des Umlagebeschilusses
ä: hören sind, besonders hin. Die Unterlagen hierfür, daß
« ' er Bestimmung Rechnung getragen wird, sitt :;-· den Be-
ich! üsxgn ibeizusiigem sbziw. ist eingehen-der Bericht zu erstatten

er Gemeindevoranlschslag ist von dem Gemeindevorsteher
für das Rechnungsjahr
Der Entwurf ist während 2 Wochen nach vorheriger Bekannt-
machung in einem von« der Gemeinsdersersammlung Gemeinde-
-vertretun-gs) zu« bestimmen-den Raume zur Einsicht aller Ge-
meindeangehörigen auszulegen Nach Ablan dies-er Frist er-
folgt die Feststellun des Voranschslages durch die Gemeinde-
tversamimslung bzw. emieinsdevertrietuing

Die Gemeinden, welsche einen Eigenschulversbanfd bilden,
können sämtliche Einnahmen und Ausgaben für Sch-ulzwecke in
den Gemeinädehautshalltsplan aufnehmen Bei Gemeinden, die
Ge amtschulverbänden an eh«ören, ist der asuif die Gemeinde ent-
In ende Anteil an Schusl asten, der-en Höhe beim Vserbandsvor-
teher zu erfahren ist, in Ansatz zu bringen.

Bis zum 15. Januar 1924 ist mir seine Abschrift des Vso r-
anschlages sowie ein Beschluß mit Einladungszirkuslar vorzu-
legen.

« Der Vorsitzende des Kr·eisausschusses.

Vf. -d. FM -v. 26. 11. 1923 —- K. V. 2:. 2605 —--
Vorauszahlung der Grundvermdgenssteuerx

Ueber die Anwendung des Goldumrechnungssatzes bei Vor--
anszahlunsg der Grunsdsvermsögenssteuer gemäß Ziff-er 9 der
Rundverfügung vom 29. 10. 1923 —- K. V. 2. 2423 —- sind
einige szeifel geäußert worden. Gemäß Zisser 1-«0 und 11
dieser nndverfugung it grundsä lieh, also auch bei Voraus-
shlung der Goldumre nu»n-gsssatz · es Zahlungstages anzuwen-

« en mit der Maßgabe, daß Jbei dem Mietshausbsesitz (Ziff. 11
a. a. D.) Der Go-l-dumrechnungs«atz des Fälligtesitsterimnss des
Tausenden Monats maßgebend ist-, sofern die Steuer biss- zum-
5. Werktage einschließlich nach dein Fäilliigteitstermin entrichtet
wird. Hierbei ist zu beachten-, daß der Fälligteitstermin für
die Novemberrate bei verspäteter Auslegung der Staats-steuer-
rolle nach Ziff. 8 a. a. O. auf lden- auf den Asblauxf der Ausle-
gungsfristsfolgenden Werktasg festgesetzt worden -««ist, sso daß- als-oi
' eim Mietshaussbesitz die Dezemberrate (eine weitere Voraus-
Jakhlunxg ist allgemein nach Ziff« 9 a. a. O. zunächst nich-it zu-
-ässig), wenn sie innerhalb 6 Tagen nach Ablauf der Aus-le-
iuinkgssrisst entrichtet wird, nach dem Umrechnungssatz des auf

s en Ablauf der Ausslegungsfrist folgenden Werktags gezahlt wer-
» den kann. ,

Der Vorsitzende des Grundsteuerausskhasses
H o f fm a n n.

L. II. 1034. Oels,« den 6. Dezember 1923.
. Neuf tsetzmtg der Naturakbezüge der Volksschiullepreki

' Der -«zni.ster sür Wissenschaft Kunst und Bioltsbi Dung hast
die Festsetzung der Anrechnungstwerte der Natura-Wenige der
Violts chullehrer sür das Rechnungsjahr 1«923 angeordnet:

- ‚i dem Festgektzämgsverfahven ist das im Kreisblatt S.
32 »von- 1922a1bge tckte Formuxlar zu .verwenden.; Folgende
Richtlszyeien ina» genau zu benehmen: ·

ehe-eng — shat im Einvernehmen mit den Stellen-
inhahern, arm Schmarqu und does Den Juiharem leeres-.

» nigter Aemtser auch der-.- Kirchengemeindedehörden -(Kirchen·vsosr-k"
stand oder Gemeindedirchenrach zu- erso n.

« n. · ‚ -- ‚o v‚„ « s o ‚ .. l. « n Ü « ' 1861| . .

« - FUYV alle NUMWMW « - md DWchiFikMtspMies TAstZUisBtzepi stückswert -- - den bebaut-en Be itz Fu -. mouatli SOLO-;
die »Fsi5chsksaus »den täglichen

       

 

zw. den Teil desselben zu entwerfen. «

/ tiernngen der Pwdwkckenstesz sm« (er; Brett-m ««-die" its-er- Scheidung stumme zu Warenwert: ..· ;
Desqu etwaigen Mem ". wiss-ist- emctider«BodeuVe-  « .
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Anrechnungsiwerte sütr Hausgiirtem die nicht mehr alle Bestand-
teil der Dienstwohnungem sonder-n als selbständige Nara-kal-
beziige gelten, danach sestzsuglegem Wo es sich um Wiesennustzuug
handelt, ist der Ertrag der · gleichen Fläche Acker zugrunde zu
legen-» Wo Dein Lehrer der Ertrag bestimmter Karstoffselfurchen
gewährt wird, sind diese in der Nachweisung im Morgen um-
zurechnen und ebenfalls nach Gsolsdinart-Rosgsgenpreis festzu-
legen. Sämtlich-e Gewichtsangasben sind in »dem- eingereichten:
den Schätzungsbogen (-siehe Kreisbl S. 32 von 1922) »auf Ztr.
umzurechnenJ Bei der Whischätzungssder Naturalbeziüge ist keines-
falls unter die Angabe des Stelleninhabers herunterzusgehen

In einer besonderen Spalte des Schiätziungssbogens ist an-
zugeben-, ob der Acker alle gut-, mittel oder gering bewertet wird-.

Als Autechsnusngswerte für geliefertes Brennhsolz kommen
nach Mitteilung der Regierung folgende Durchschnittspreise in
Fmsget « _ „ .

ein rm „Sinnrreihoß 3—350 Mik.
sein rm Scheitholz 4———-4,50 Mik.

Ein Raum-unter ist mit 10 Zir. zu berechnen-. , _
Gleich-zeitig gebe ich bekannt, daß die Kirsesisskasse von der

k)ic-gi·erung angewiesen ist, sämtlichen Lehrpersonen mit Natu-
valbezüigen vom- 1. Dezember D. Js. ab Vorläufig monatlich.
5 Geld-matt von den Gehaltsbezügen cinszubsehaltem um- nach
Festsetzung der Naturalsbeziiixge in Gold-mark den- Lehrsterssonen
Die pilöstziische Bezahlung eines größeren Betrages in einer
Summe zu erleichtern.

Die Seh-ulvsosristänxde dies Kreises ersiusche ich, das Ab-
schä tzsungssversfaihiren s o fo rt durchzuführen und mir die genau
aus-gefüllten- Schiitzungsbogeng bis spätestens 30. Dezember
d. Js. einzureichkem damit die mir svosn der Regierung gestellte
Frist inne-gehalten werden kann-. _ —

Oelis, den 6. Dezember 1923.
-- Betriebs-steuer.

Die mit der Einreichung der Nachweisung sükber erfolgte
Zustell-ungen der Betriebs-freuerzuschristen noch riüsckiständigen
Ortsbehörden werd-en hiermit an die Einreichung derselben ser-
in-nert. .

Ich- erwarte Eingang der Nachlweissusngen innerhalb acht
Engen.

Der Borsitzende des Kreisausschusses

K. I. 5620. Oels, den 6. Dezember 1923. .'

‚ Vf. D. M. d. J. u. d. Fin.-Min. v. 7. 11. 1923
‚—— IV St 1:659 bz-w. IIA2 3242 —-

. ( Grundvermögenssteueu
Bei der im Reich in Aussicht genommenen Finanzresornt

werd-en zur Herstellung einer geordneten Wirtschaft essingirei senide
gesetzgeberische Maßnahmen, insbesondere auf dem Gebiete der
Steuergesetzgebung» beabsichtigt die- auch durchgreifende Maß--
nahmen der Läns er bei der Inanspruchnahme ihrer Steuer-
quellen unasbweisilich erforderlich machen. Von Steuern-, die
einer schärferen Anspannung fähig sind, kommst in erste-r Linie
die Grundvermsögens teuer in Betracht-; denn den Besitz-ern der
land- und sorstwisrts atftlichen Grundstücke ist im Gegensatz-e zu

K. I.

sauberen weiten Kreisen der Bevölkerung ihr Besitz im großen
und „engen im ailtien Wert erhalten geblieben, und auch « der
Haus esitz dem die sMöglischikeijt einer Umlegung der steuerlichen
Belastung seiner Grundstücke-auf die Mieter offen steht,· ist bei

· der inanzisellen Notlage von Staat und Gemeinden hier-von
nicht auszuschließen Um die Steuerquelle möglichst chnell
zum Fließen zu bringen« hat »das Staatsministerium aus- Grund

. des Artikel-s 55 der Preuß. Verfassung unter Zustimmung des
Ständigen Ausschusses dies Landtages ein-e Verordnung übe-r
‚Die weitere Abänderung des Gesetzes über dies Erhebung einer
psorläsuxgen Steuer vom Grund-vermögen rein. ‚22. 10.. .1923
"(GS. «- . 478) erlassen. Diese Not-verordnng bringt als wich-
tigste Aendierung des bisherigen Rechtszustandes die« Usmstellung
der Grundvetmogenssteuer aus Geldwert insichctlis der Hs’·’-he
Der Steuers-öde geht hierbei der Staat aus den frii even Zu-
stand zurüch indern er Zu seinen Gunsten " - n Grundbesitz »nur
etwa im fdle gleichen eixe belastet, wie die-s ‚vor. 60, ś « ren
durchdie Grund-· und Ge and-e teuer "Der Gesetze vom-« 2i .. . .‑ at

gesehe sent-ist«-v Der Stett-e ad ist für «"je«12000 Mit Erst-K-

in imWi eswndtei WWMM   
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starke Erhöhung des staatlichen Grundbetrages erfolgt ist. Wäh-
rend dieser im Jahre 1918 a — den verkleinerten Staatsiumfankg
gerechnet bei der Gebäudeste er ungefähr 107 Millionen Mark
und bei der Grundsteuer ungefähr 36 Millionen Mark betrug,
beträgt er nunmehr bei dem Gsebiisusdesteuerbesig nach roher
Schätzung 144 Millionen-, bei dem übrigen Grun besitz infolge
der bei der Veranlagung 1917/19 erfolgten Auswiertsusng gegen-
über dem Jahre 1861 und infolge der Einrechnung der Wirt-
schafts-ge-b«äsnde und des Inventars bei dem la ndswirtschaftlichen
Grundbesitz 189 Millionen Mark, also mehr als das Fünffache
des früher-en staatlichen Satzes 100 -v. H. gemeindlkicher Zu-
schläge bedeuten daher zusammen mit der staatlichen Steuer
selbst bei dem letztgenannten Grundbesitz bereits 1000 v. H
Zuschläge zu der früheren für den Staat unter Hebung gesetzten
staatlichen Steuer. _

Da die Steuer nunmehr auf Goldgrundlage zur Erhebung
gelangt, werden die Gemeinden bei dem bebauten Besitz einen
Zuschlag in Höhe des früheren staatlichen DurchschnittsLage-5',
also in Höhe von 200 v. H., bei dem übrig-en Grun besitz
einem- soilchsen von 100 v. H. in · der Regel als Höchsstgrenze zsu
betrachten haben. Die Nostveirsordnusng bestimmt desshalb auch-,
daß Zuschläge über 100 v. H der Genehmigung bedürfen und
daß die Erhebung von Zsuischlägen übe-r 200 o. H. nicht statt-
finden soll. Nach seiner überschläglichen Berechnung kann aber
angenommen werden, daß der Mehrertrag der Steuer bei einem
200prozentigen Zuschlag-e zur- Steuer vom bebauten und einem
s100pro entiigen Zuschlag zur Steuer Ivom übrigen Grundbesitz
ausrei en wird, nm diejenigen Ausgaben zu decken, welche in
letzter Zeit in Ermangelung anderer Deckungsmögilichikeit durch
die sogenannten Kommunalkredite bestritten wer-den mußten-,
und zswiar isnsibgsondere auch soweit die Kredit-e in Höhe von
2-5 b. H. der Besoldusngszuschüsse ausgesschüttet worden sind.

Die Neuregelung der Grundsteuer bedeutet hiernach den
Anfang des Wiederbeginns seiner selbständigen und selbst-verant-
wortlichen Finanzgebarung der Gemeinden ohne Inanspruch-
nahme der Kr-editshil-fe des Reichs und des Staates. Sie wird
ihre Ergänzung in eine-r s ertbestäsndigen Umgestaltung auch der
übrigen Gemsemdeeinnahtrkten finden sowie in einer erhöhten
Beteiligung der Gemeinden an dem Auskommen der Einkom-
men- und Umsatzsteuer auf der einen Seite und einem weit-
gehenden Adbibau der kommunialen Aufgaben sowie im Zusam-
menhang damit des Beamtene und Aug-estelltenapparatess auf
der anderen Seite. T

Die bedeutende und wertbeständige Erhöhung der Mehr-
einnahmen Oder Gemeinden im engeren Sinne wird es anderer-
seits auch den weiteren Kommuualbehörden ermöglichen-, ihr-e
auf Umlagen beruhenden Einnahmen in wertbseständiger Weis-e
zu steigern und damit neben dem für sie ebenfalls zu erhöhen-
:den Anteil an dem Auskommen an Rieichissteuern bei ent-
sprechendem Abbiau auch ihr-er sächilichsen und pesrsosnellen Aus-
gaan von Reich und Staat wieder finanziell unabhängng zu
wer en. - . . .

Schon bei der Ausswertuing der neuen-s Grundsteuär müssen-
sich dahier die Gemeinden und Gemeindeversbiände darüber klar
sein und ihre Enstsschtlüsse von vornher-ein darauf abstellen, daß
in nah-er Zuikunft auf staatliche Hilfe finanziell-er Art auss-
nahmslos nicht mehr wird gerechnet werden können-; daß die
Gemeinden also insbesondere auf staatliche Kredite für ihre
laufende Wirtschaft oder das von ihnen selbst zu tragen-de
"«Viertsel der Bessoldung ihrer Beamten und Angestellten ver-
zichten nnd die unerlaubte Ausgabe Ivon Notgeld sowie die bei
dem Verkehr mit Reichsstellen immer wieder vorgenommen-e
unberechtigte Zurückhaltung von Reich-sein-nahimen unter allen
Umständen unt-erlassen müssen. ś
h Sa die Verordnung bereits mit Wirkung vom 1. 11 d. J.
en Kraft tritt, empfehlen wir «-drsinsgend, unverzüglich alle die-
jenigen Maß-nahmen vorzubereiten und zu- treffen) die zu einer
beschleunigten Durchführung der Verordnung erforderlich er-
scheinen. Eine besondere Vergnlagung der Stesuerpfliichti en,
unterbsleibt, Ida die Grundstückswerte und die Einorsdnung er
Grundstücke nach § 2 Abs. 1 a und Eb des Gesetz-es den Steuers-
pifltchttgen bereits durch die Veranlagunkgsbescheide « mit etesislt
sind. -Die Steuer läßt ficht demnach von den Steuerpflsii tisgen
ohne- weiteres errechnen. Sie Erhebung aber Steuer soll mo-
natlich erfolgen Ueber die Vereinsachiung des Geniehmigungs-.
verfngsns wird in den nächsten Tagen svsom Staatsministerimn
eine » tvierordnung erlassen werden . .

16.1.5661.“ , gOlerg 66666. Dezeneer 1923.,
Pfi. vg. M d; J. (u; d. FmMms .iv.. 15. 11. 1923 —

ś ein: «Iv.st.;z;äezåvåFAeMZ-—sp -
. _ · «; 1. 9266213366 51666666666:me 1.3.- 11... Idee-s ·
sind-tm Gmehmiaungvonx ,etneindesx.«uwtheis

  

 

 

auf Grund des Kommunaxlabgabem nnd des Kreis- und Pro-
vinz·iasla-bigabengesetzsers nicht mehr die- Beschluß-behörden die
Kreis- und Bsezsirlsausschüsse), sondern die Anfsichtsbehdri en
ersftåeä Instanz znstasndig Das Zustimmungsderfashren ist fort-
ge en’. - ‚ .- " ·« .

2. Anlaß zu dieser Gesietzesänderung hat die Notwendigkeit
-.egeben,- die bei idem bisherigen Verfahren unvermeidlickåeln
Zeitverluste zu- beseistigen da sich diese bei der- bedriängten "-
nanzlage der Gemeinden und Kreise mehr und mehr als un-
erträglich erwiesen hatten. Dem Gesichtspunkt-e größter Be-
schleunigng muß auch bei dem- neuen Verfahren in erster Linie
Rechnun. getragen werden. Alls äußerste Zeitgrenze für die
Entschliegung der Genehmigungsbehösrde setzt die Verordnung
seine Frist von zwei Wochen nach Eingasn · des Gemeiane-
Lchilnsses Wenn die Genehmigungsbehör e nicht innerhalb
iefer Frist der Gemeinde einen ander-weiten Bescheid ugehen

läßt, gilt die « Genehmigung als erteilt.« Zur Durchgührung
dieser Vorschrift bestimmen wir, daß die Genehmigungsbehövde
alle bei ihr . zur Vorlage kommenden Gemeindebeschlüsse
(·Steue«ror-dnungen usw) sofort nach Eingang zu Ernten und
ihre Entschließung tunlich-Ist umgebend- desr Gemein- e bekannt-
zugeben hat. Wenn nach der besonderen Lage des Falles seine
sofortige zusagende oder ablehnende Ent chließunsg nicht möglich
ist« hat »die Genejhmsigungsbehörde der emeinde den Eingang
des Beschlusses unter Mitteilung des Eingangstages unberzügge
lich zu bestätigen, um der Gemeinde die Berechnung des Ab-
laufs der zweiwöchigen Frist zu ermöglichen « »

3. Bei der Genehmigung svon Kreista ssbeschlüssen auf " »dem
Gebgete des Abgabenwesens ist das gleiche Verfahren anzu-
wen ven. . -

« 4. Sie am Tage die-s Jnkrafttretens der Verordnung auf
Grund der bisherigen Vorschriften im Genehmi usngsk oder Zu-
stimmung-Nerfahren anhängigen Sachen sind ofort der nun-
mehr zuständigen Genehmiigxnnigsbehörde zuzuleiten Auch in
diesem Falle izsst von der Genehmigungissbehörde gemäß der An-
ordnung in Abs. 2 zu verfahren.

5. In den Fällen, in denen Steuerordnunsgen vor Ertei-
lung der Genehmigung gemäß § 5 des Finanzausgleichsgesetzes
in der Fassung der Betauntmachung vom 23. 6. 1923 (RGB-l.1
S. 494)- dem Reichssminister der Finanzen oder den von ihm
bestimmten Behörden oder . emäß der unten ins Abs. 6 folgen-
den Anordnung uns vosrzu esgten sind, hat die Genehmiguns si-
behörde der Gemeinde oder dem Kreise die Notwendigkeit « er
vorgängigen Vorlegung ungesäumt mitzuteilen Diese --Misttei-
lung gilt als ,,ande·rweiter Bescheid« im Sinne der Verord-
nung und schließt den Beginn des sFriistenlaufs aus. '

6.» Vor Erteilung der Genehmigung sind Stenersosrdnnngen
der Gemeinden und Kreise uns zur Entscheidung dorzulegen
wenn sie a) eine neue, bisher noch nicht zugelassene Steuierart
betreffen oder b)- hinsichtlich des Kreises der Steuerpflichtis n
oder »der Steuerobjekte oder hinsichtlich der Höhe der Sta- «-.
lung der Stenersätze w e se n t 'Ii ch svon den amtlichen Muster-
stenscehrsordnnngen oder allgemein vor-geschriebenen Richtlinien ab-
wiet sen. » '- «

Mit dieser Anordnung treten die in den . Runderlassen vom
26. 6. 1‘907 (MB;li-V. S. 236)- und 25. 7. 1921 (M1lei?V. S. 253)
enthaltenen bisherigen Vorlegungsbestimmnn en außer Kraft.

7.g Zur Ausführung der Vsoirlegungsvorsgchriftlen des- § 5
des Finanzausgleichsgesetzes sind näher-e Anweisungen des
Reichssministers der Finanzen zu erwarten, die aus eine Ver-
einsfachung und Beschleunigung deI Verfahrens shinzielen Nasch-
richt darüber werden wir soll-gen la sen-. · - -

8. Na idem durch die Neurege sung des Geneshmi«gungsver-
fahrens au. dem Gebiete des iommunsalen Absgabenwesens die
alleinige Verantwortlichkeit für die Genehmigung der Beschlüsse-
der Gemeinden und Kreise a · die Aufsichtsbehörden erster Jn-
stanz übergegangen ist-, eriwü ist diesen Behörden in erhöhte-m
Maße die Pflicht, die bei ihnen zur Vorlage kommenden Be-
schlüsse (Steuerorrsdnungen usw.) auf das sorgfältigste hinsichtlich
ishr-er rechtlichen- Zulässigkeist und achlichen Zweckmäßigdeit zu-
prüfen. Ihre Entscheidung haben sie, abgesehen »von · den
Fällen, in denen die-— . svorgcingige Verlegung- an die. Zentral-
insta - angeordnet ist-, im übrigen nach eigenem pflichtmtä eigen
Ertrag-sen zu. treffen. Dabei wird, wias insbesondere die : eal-
Feuern betrifft. beim Vor-liegen einer- Uebereinstirnmung zwi-»v
then den bomnnnnalen Or nett und den Meeressenbertretuw

i n der Steuerpflichstigen i "nsichtlsi;el«v)t«l;des . » {geb - der Steuer-
{mm im- allgememen deren o che Angemessewheist unb

» . er angenommen-— werden können J. Wir fder-weisen be- .
tr· s der Prüfungdteser Frage im be ondesresn Lauf den Rund-

X' M s··-«;»«Hg "(im einem: im . 666 — 6 66666 W 6 10.
drittens
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Sie? Größtf f Hienigung machen wir wiederholt zur dring-

" W f- i»«-I:««·. · ; ·
« Zier des Runderlasses über die Vesrsgmiisgusn esteuer

8. IIMB ("MiB11i-3. S. List-T) ändern wir bei bsie er Ge-
Asbs. 1 Satz 3 daselbst »be-

das Dospspeslte der obersten
als-o über 60 v. H. bei ber-
bei der Pausschssteuey nicht

dan
si·ez-;i-:.;..si:scr-:ist dahin ab, ådaß bei ieu
gemeinten Veranstaltungen ists-r :-
Stufse der reichsrätlichen Sätze-,
Ko tvetcnisisesuer n TT über 4.41") v-.« H.
hinausgegangen werden darf.

« Der Versteckte-e des nieseapsschmssee

 

O e l is,"d«2n W. Nodsemiber 1923. -

Maßregeln gegen die Rinderpest. «
« garni Schierke gegen die Einiihlseppsnng und Weitervers

breitk :.:-.igs der Rinderpest am 8s. Januar 1921 —- Kreissbsbatt
Seit-e 14 -—- ergangenen Bestimmungen sind »zum größten Teil
in Vergessenheit geratene. Jich nehme hier-ans Veranlassung die

L. I. 96:25.

wichtigsten Bestimmungen nach-stehend nochmals- isu Erinnerung b
zu dringen:

§ 4.
Jn idem Grenzgebieh bestehend

a) aus dei:t·jeni-g-en Teil-e des- Kreisses Gsuihra«u., welcher nörd-
«l«ichs" nnd nordösstllichi der Vartschi gelegen ist,

h‘) aus« dem- Kreise Miititschu Ldie ertshezirke Korsenzi, Schmie-
grobe, Beichaku«, Su«la.u-Schloß·, MElsitsicheSschtlsoßi Schsbabitz-,
fSstteffitz FveyshaU, Asltenau, Nieusschlosßi Streditzikio, Koban-de
Wiesen-that, Gsosntsksokwitz und Joa«chisnrshammser, sowie auss
demi Amtsbeszirsk Wirschitowitz die Ortschaften: Borsinowse,
Heinrichdorf miti Jdaähoss nnd Wiitth
Städte-n Militschs, Trachenberg und Suiliau,

c) aus- dem Kreise Geosßi Warten-beug-
d) aus- dem Kdeise Namsslau, ·
e) aus dem- Kreise Oelst die nösrdlich nnd nosrdösstlieh der Ort-

schaften Qstr-o·wsisne, Nieder Ailt Elbgueth, Ober Ailt Eilbguthi
Pontwsitz, Stron-n,« Kosrsschilsitz., Vuichwaitd, Neuddrf b. V»
Weid-enhasch"—-Kraschen, gelegenen Teile des Kreisess Oele
(-ei«ns-ch-l. dieser Ortschaften mit ihren Genoarkungem Koslsoe
niien uind Vorwerben)«, _

sind vfür jeden Guts- nnd Gemeindebezirk einsechlli der Städte
ein«-Ti- Jnsiiirgendems Formuiar ils Rinddiehvegsister zin- führen.

«ka 3. {Formulare werden stosste5nfvei verabsoilgti «

,;. it

Zur litt-ein ahme des Atmtess ein-es Viehreivissorsj sind aus dem
Lende die Gemeinde- und Glutsiviorsteih er, in den Sitädten die
Portzeiosersnssssiter verpflichtet, sosern nicht Von den Landräten
andere Pers . ien zu Viehrevissoråen ernannt sind.

_ 2e EIN-»-"«--:·Z.e"hsregsister find ins Buch-form und für einem
„f,- imeiams 1-:.-..« mehreren Jahren anzulegen- Sie minsssen met-;
fariisaiksende » --.:-2teuzahil versehen fein, die vsoin Land-rat zin bei-?
ssehseinizzen i772 flach vsoillisttäinditgsem Ver-brauch seines Rindvisehe
registess Ist ?-·«x.-.j-:"cihe ausf
msert ab zuef , T, zi a"; en:

Aibsggschloissen

D Vieshsrevsissosn
· . tSpemdeL Niasme)-. _

.i‘fie b'orhanbelcen Bestände sind sodann in- diass neue Re-
gister zu übertragen Die Rsiehtizxgieit der Uebertragnngens isstc
sowohl in dem alten “in? e in des- ueuen Register don- der Ortss-
im} igeibehösrbe '(anieiabbrftseher) . ' bieschseinigen

⸗

gab" j·
n../ Q . s(Ddaittu-m)

Idee-n R.e«vi«-«isszi;, alsdann nsoschi n-
psisiizeibehgr die a ni- ;·nbie wa hsrien

. (1) Ins die Rindlviselhsrsegisster ists niachi Anleitung spdes For-

“um” der Zeiss-nie Risndvisehibssstand eines jeden Vieljsbefitzsesrss
firmeneigene, de ist-ask sit-n jeder Hed- und Ztuigiaing runter «-B"ei--.
zuging des N g: - rase, nnd Wlosiinortes des Kaufe-es- aber Er-;
weitere sbizinx Eisen-ernten- u-s.w«., isnfoxerzn der Kasus oder die Ers-
tnerxktukng -bz,ws. der Verlangs nicht im. Märkten geschieht-, was in
den RindeisisehregistrIn zn »der-mi- isten ist« sGrfolgt der Abgang
durch Tasd des Tiere-se » so· ist sdicisii gteichozasllsiil zin- bereite-eben.

. 62?)" Ebenso ist ‚in,J die Riniddiehsregister seiugntva n, wenn
siir das betreffende 3ier ein„_Ilripiruiigägeuggniiy (berg § 11 «ff.)
ans-gestellt wird-. . s, 8 - .. ‘ '

· s« .(·;l.")-;».s«j-Ieder innerhalb der Sieg tergane (ä „4) imoshnhnsfte
Vieh-sendet ist verarbeitet, alle, Beginne-m „am des Nie-Meh-
WemerbarmeSense dem Messe-:

sminenosrt und den s

s· -. '. ndviehiregister werden non Viehæevisosrenj geführt.-

ber letzten Sei-te mit fokligendesmi Ver-»

_ · « « . Die abg-e-schiloss-J
sen-en Rtndmehregkister sind zur-. -.«hst ein halb-es Jahr lang von-

see sitnfs Jahre vorn der Orts-«

T

« iden- Auisbadeort zerständsiae Lan-drast- hieran eine ·«schriftxli-che

snchkung verladen werden darf. man Witzes-gewunden Dienste-ged-

(ä) Kritik-der sind spätestens 4 Wachen nacht der Geburt »aus-.-
atme en. « _. - s - «

" (3«) In den (Seite: und Landgemeindebeziriten smmtsss der
Neusesiuxtragung Von Risnsdsviesh in dass Rindviehregister eine Be-
sischftigung des Vieh-stündest »durch- den Viiehrenisdr vorangehen-,
wenn ein Ursprungsizieuignis- toder statt dessen sein Vierladeierbausbs
nieschein für ":-’;«sise·hsstsiisck nicht vorige-legt wird-. Zu diesem Zweck
hat der Bessssstger di 3 seinzketrtvagende Viiehsstüicl dem Viseshsrevisor
vorzufiishrsen tialdi brauchen bei der ersten-« Anmeldung nicht
viosrgesiührt Fu Werd-en .

(4) In den Städt-en bleibst es Tdemi V7iiehmedisior überlassee«»
die Voifiihsrnng its-on Rindsviseh fixiir welches sein Ursxprunigezenge
nis oder ein Verkliadeschein nicht vorgelegt wir-b, Ososr der Neu-
eintragung in sadii dsisi.nddie-hrng»ister kni· . derbsxnksstm Tdie Besitzer
sind verpflichtet, . einem solchen Zier-langen n-«:—«ssjjk-«;se:s;kdmim·en.

(1)- Die Asmtisv:osr-s “eher haben die F;«..shru-ng der- Rinddiehe
register auf dem Lande zu Äthers-waschen u nd zsu dein Zweck min-

·ten:s vierteljährkiich Revisinnen! vor-zunehmen Ihn dieser
Tätigkeit werden die Atmsktsvosrsteher durchs die Lands-Tiger des-
Bezirks nach Masszgabe der diesen dariisber erteilten Anweisung
unterstiiitzt —

(2|) Den Aimtsdorsteherins, den Kwseistiieriirzten den Land-
jägern und den Beamten der Verwaltung der indirekten
Steuern sowie den« Vorgesestzten dieser Beamten isisnd zwecks-
Rsevisieosnen die Rinidsviehsresgister ssoswsise die Viehibestäsnde jeder-
zeit auf Verlangen izsugiinglichs zu machen-.

(3·) Jede Rsesvisisosn ist iån Hiinddiehregisster an dermerken

· (1)- Innerhalbi der Register- ne (§ 4) muß jeder, der Rind-
viesh über die Feldmasrstgrsenge « e Standort-es treibe, führt, aer
Kleinhahn oder sonst-wie befördert, ein nacht dem Form-. 3 ansi-
-gefertisg;tes Ursprrungsszesugniis oder einen nach dem- Form-u?bar
5 aussgsefesrtigkten Vertadeerlaubnisschein besitzen-.

(29« Füit die Versrachstunkg vson Vieh auf Dampkshooteni oder
Eisenbahn-en welche nicht Ksleisnbahnen sind-, gelten die beson-
deren Vorschriften der nach-folgenden §§ 17 ff.

-(«3-) Die « Vorschrift dess- Absatz 1 greift auch dann Platz,
wen-n Risndvsieh ins " diese Regsisterzione (ä 4) dosn anßserhalb auf
andere Weise ale asuis der Eisenbahn eingeführt wird, mit der
Fiaszsgahfe dasßs das- Urjsprungsgeugnie nach Formular 4 ausge-
seritsiigt iI t. " .

(4·) Ein- Urssprusngssszengnis ist nicht erforderlich, wenn
innerhalb 5 Kilometer Entfernung Vieh ans der Ortschaft, in
welcher es seinen gewöhnlichen Standort hab, aus Arbeits-,
Zucht- oder Weideziwescben getrieben oder geführt wird-. Die
letztere Bestintnruinsg kaum ssiir gewisse Ortschaften beim. Æzinke
jederzeit außer Kraft gesetzt wenden, Tsosern das öffentliche
(w: - « . s. -Jnteresse es erheischte .

(5') Wiin Risndivieh ause Gegenden im Ursprungs-neug-
nisse nicht ausgestellt werden, z·. EB. ans Siiddeutschtlnnd, mit
der Eisenbahn eingeführt ssos dan es- svsosr sAibbans der in den
Ursjprsusngszesugnissen am beichieinigetflbew Standsrisst mein: vier-
zehn Tagen (ä 14 Abs. 3·) innerhalb der lReginsterzion-e· (§ 4i)
nicht über die Feldanasrdgrenzen des Wussilndeosrtsez oder-, wenn
es außerhale der Resgisterzosne eingeladen wird, hevlor der Irr

“s. es-
niehsmrigung erteilt. Die Genehmignng dan nnr dann erteilt
werden« wenn sein silchever Nachweis- über den Ursprnng der
Tier-e asuxs seuehenfreien Gegenden erbracht wird. - _

Der Liandrat bauten allgemein oder für einzelne Stativnen
auch die Ortssposlizeibehörden znr Grteilusng solcher Genehmi-
gung sevmläichstiigien s . -

(6) Für einzelne Klieindahnstrecben bbeibifi die Anmdnungs
vorbehalten dass Rindsviehi nur nach samststieränztlichier Unter-

(-1) Die Urspretngsszeug « se ‑ sind innerhalb der Regt r-
zosne vson den Viehrevisosren außerhale der Registerzosne s( —-4)
auf dem Lande voin den Ortevdrssteherm in den Städten dein den
Ortsspsoslizkeibehdrxden unter Benutzung der ihnen dostensrei gu«
verabsfosgendsen Wormsulare 3 und 4 aswsizsnstelben weh mit Stem-
pel und Unterschrift zu der-stehen« — . — «

Formqu Z haben eineDie Urspsrupngsszsexugnisse nach- ·
Giiiiltigkeixtssdauer von drei Tagen einschl. des Ausstelliungsttagese

(2s) Die Anssteltung der: Ursprnngsgengni se da - innere
halb der "R—"egsissterzsosne (ä . 4s); »nur san-s reine-in ‘ · mm:-
bar 3)» ersabgen, --w-äkshr:end asuzße halb » dieser Zone rotes Papier
zu llder-wenden ist«- nnd die-s- Anssteltung mich dem Formnlar 4

W
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pels des Ortssviorstehers ihres Wohnsitzes zu bedienen In Fitt-
len, in- denen die Benutzung der DiienststempeL der Ortsvor-
steher durchs die Revisioren szu erheblichen Unzutriiglicltkeiten
führen sosllte, dürfe-n ausnahmsweise vsoin den Revisoren be-
sondere S. sembel mit der Inschrift ,,4Ko.-ntroilllbezirb« und den
Namen dies betreffenden Bezirks gesiührt "werben, deren Ve-
schassfung aus Austrag im Einzelsalle vsons mir aus- ersoklgen wird.

§ 17.
(1) Innerhalb der Registerzsone (§ 4«) darf die· Versladusng

bson Rindvieh auf Eisenbahnen und Dasmgpsfschkisfen nur auf den
Statiosnen Grhrau -Msi-litsch, Traschen’berig., Neumittelwalde,
Groß Wartenberg, Namslau und Oel-s, sioswie auf den vom-
Riegieruwgspsriissidenten außerdem etwa bestimmten im Regie-
rungsamtsblatt und in den betreffenden Kreisbilüttern bekannt
gemachten Stastionen und nur an den durchI « die Landräte im
Kreisbbatt für jede einzeln-e Statiosns betanntgemaichsten Ver-
ktadungsstagen und -Zeiten erfolgen Ausnahmsweise können
vkoin Landrat Verladunigen aus anderen Sstationen und- an ans-
deren als an den durch die Kreisbilaittbetainntmachiungen fest-
gesetzten Tagen genehmigt werden. Bei derartigen Verladuw
gen fallen die Ktosten der erforderlichen asmtstierärztlischen Unter-
suchung- (§ 18) bem Viehbesitzer zur Last.

§ 18.
(1) Die Zruslasssuing svson Rindbieh zur Verladung mit der

Eisenbahn innerhalb der Registerzonie (§ 4) ist, igskeichdieh ob
dass Rsisnskdivieh innerhalle oder außerhalb der Zone seinen Stand-
osrt hat, außerdem an folgende Bedingungen geknüpft:
a) Der Versen-der bedars eines Erlaubnissscheines desjenigen

Lasndrats, ins dessen Kreis das betreffende Vieh seinen
Standort “bat.

Dieser Erlaubnsisschein darf eine Gültigbeitsdauser non-
höchistens 10 Tagen haben, innerhalb deren die Verladung
bewirkt werden muß und ist unt-er iBenustzunig des Form-u-
Tara 5 auf Grund der ivosm Vers-endet svbtrzuklegenden Ur-
sprusngszeugsnisse (§ 11 ff.) auszustellen-. Letztere verbin-
ben im Besitz des Land-rats.

b) Ferner ist lein-e Bescheinsiglusng des zuständigen beamteten
Tierarztes darüber erforderlich, daß die zu versendenden ff
Tiere am Tage der Verladutng und zwar bei dieser selbst

ś untersucht und ein-er ansteckenden Krankheit nicht verdächt-
-tig befunden worden sind.

c) Schließlich bedarf der Versender einer Bescheinigung des
Stationsvorstandes über die erfolgt-e Verletdusng und den
Verladungsort.
(2-) Der Erlaubniiisschein und die Bescheinigung zu 1 b

und c) werden skostensrei in einmaliger Ausfertigmng erteibt und-
bbeiben im· Besitz-e des Beglseiters, der sie aus Verlangen den
zuständigen Beamten iviorzuzeigen hat-.

(3) Die Kosten der amtstierärztlichen Untersuchung fairen,
abgesehen svson den Fällen des § 1:7 Abs. 2 und § 22 am
Sichslsussse der Staatskasse zur Last.

"(4) Die Landriite und die Vsorstäsnde der Verladestationen
haben über die Versendiung Kontroslliregkister zu führen.

Es hat sich die Unsitte eingebürgert, Vieh aus« den Register-
zonen sper Wagen sort zu schasfen und aus Bahn-hösen außerhalb
der Rkegissterzone ohne Untersuchung zu verladen Ieh- warne
bar dies-ein Gebaihren und werde bei Bebanutwerden sotlcher
Fälle bestismnumgssgemäßs das Weitere heran-lassen

 

L.‚ I. 10140. O e l s , den 4. Dezember 1923.

Ginziehuma der Hundwerlskaminerbeiträge
Nach! § 10341 RIGQ sind die Gemeinden verpflichtet die

aus der Tätigkeit der Handwerksbammer entstehenden Kosten zu
tragen Eine große Anzahl non Gemeinden zahlt aber die um«-
gelegsten Kosten erst dann-, nachdem sie diese vsoin den Hand-
werkern eingezogen hat und zieht die eingegangenen Betriebe
ab, — sziu sie wendet die Erklärung ein, daß die Hand-werter sich
swseigerm die Beiträge zu zahlen oder daß sie die Betriebe ab-
gemeldet haben

Gss ist sogar betannst geworden daß Gemeindeb"orsteher, um
nicht die-se Kaimme·rbeitriige su zahlen, den Handwerkern selbst
den Rat erteilt haben, ihr ewerbe abzume·lden, dann wären
sie die Steuern lag. Ein derartiges Verfahren erscheint gerade-
zu unsglaiubitich, nnd ich mache die Ortsbehbrden des Kreises-
unier Bezugnahme aus- meine dieserhaslb srüiher ergangenen
Kreisbbattversiütgungen niochtnalls daraus ausmertsaim daßs in
erster Linie sie, nicht die Handwerbea die Beiträge zur IKam-mer
zu tragen haben und für die Beranlagung nur die für ein
Etatsjahr erbeten Zahlen zu Grunde zu legen sind.
dienten ni “t mehr gebe-list werden-. «  

Hiernach unizutässige Beschwerden non Gemeinden oder
Handwerk-ern können bünstig Von die-m- Herr-n Regierungsprasis
deuten nicht mehr geprüst werden«

L. I. 10108.

 

O el«s, den 1. Dezember 1923.
Hmdwerkssmmmserbeiträge · »

In der Zeit vsosms 1..-—1«5. Dezember ab. ä ist die 2. Rate-
der 3. Naschitragsberanlagung sbom 1. Nobem r « . J. h th.h

l. inog ichst inDie Orts sehbrdens ersuche ich-, den Betrag «
wertbeständigen sahlungsmitteln zu übsesrsenden Bei ahliungs
in Papiermark it der am-« Absendungsstage geltende eldumk
rechnungssatz der Reichssteuern in Anwendung zu bringen.

. Vorauszahlungen bis März 1924 dann die Handwerksbaiw
iner nur noch annehmen wenn wert-beständig gezahlt wird.

L. I. 10142. — OFil 316’331“ 4. Dezember 1923.
Ansstellung von ' 1' en.

Um Zweifel zu Ehe-heben, weis-e ich - ran bin," daß der
durchs das Fischereigesetz baut '11. Mai 1916 ein« s rte Frk
schereiischein zur Erleichteruu . der Beaufsichtigun · er ischereis
dient und sviornehmslisch die Zernhaltung solcher ZieEsionen dom-
Fischsang bezweckt, von denen eine Gefahrdung a »gemein si-
schereilsicher Belange zu erwarten steht. Er ist ein dssentlicher,
allgemein für das ganze Staatsgebiset gültig-er Ausweisz der be-
Lag, daß spolizeilischerseits gegen seine Ausubung des Fischsangs

eh den Inhaber nichts einzuwenden ist, gamma, wio er
tüsschien will. Gemäß §§ 92., 93 des Fischer-ei etzes brauchst
jeder» der den Fisch-fang ausübt, nur einenFis leitet-schein, Sir
dessenErteilung die Fischereibehörde nstandig ist, in deren - -
zirt der Antragsteller ischen will. iegen die zu besisschenden
Gewässer in den Bezirken mehrerer Fischereibehörden so Weg:
es im Belieben des Antragstellers, bei welcher der in Betva I
kommenden Fisschereibehörden er den Schein beantragen will.

L. 1. 10180. « Oel-s, den 5. Dezember 192-3.
I" .Feuer

Nach § 7 der Pbslizeiberordsnunsg des Herr-n Ober-Präsiden-
ten vdm 4. September 11906 — Regierungsamtsbslatt S. 345

. -—— haben die Gemeinde- nnd Gutsbsorsteher die Rioslbe der
zum Feiuertöschdienste Berpflichteten altjiährtich zu vewaltstiink
digen und vom- '15. bis 30. Dezember nach bbirangegangener
ortsübllssikcher Betainntmachlung ösfentlichi auszulegen

Die Guts- und Gemeindevorsteher des Kreise-s walten
sofort lwegen Aufsteslllunsg und Auslegung der Rolle dass Weis-
tere veranlassen und an die Ortspolizeibehörden bis zum 5. »Ja-
nuar 1923 hierüber berichten

Die Ortspolizeibehörden ersnche ich, die säumigen Orts-
vorsteher zur Berichterstattung anzuhalten und· mir bis zum
10. Januar 1924 zu berichten daß Aufstellung und Auslegung
der Feuerlöschrosllen in den Gluts- und Gemeindebezirben ihres
Bezirks ersoilgt sei.

L. I. 10134.

 

 

Oels, den 5. Dezember 1923._
‑ Feuetböschhilse

Die in der Brandmeile der Stadt Oel-s belegenen Ge-
meinden ersuche ich in- ihrem eigenen Interesse, bei Ausbruchi
eines Feuers zur Erbanigung einer schnelle-ren- ILJöschhilfe sofort
ein Pserdegespainn nacht Oels zu schkickem da hier dein-e Pferde
zur Verfügung stehen, jedenfale ihre Beschassung mit größeren
Umständen verbunden ist.

Gleichzeitig ist eine teslephosnischie Mitteilung an die Petti-
zeiverwailtung in- Oels weiter-zugeben mit dem Bein-erben daß-
die Pferde bereit-s unterwegs sind.l » «

K. I. 4977. Oe l·s, den 6. Dezember 1923.-“
Anhörung der Bernfsvertretungen zu Umlag aititssen

gemäß § 54 Abs. 3 des MUWWWG
in der Fassung der Stamme vom 26. August 1921.

Die Herren Minister des Innern und der ’nanzen weisen
durch Erlaß vioin 12. Januar d. I. aus die bindende Bestim-
mung des § 54 Abs. 3 KAG in der Fassung der Novelle vom
26. 8. 1921 (GIS. S. 495) »und die zugehdrigen Vorschriften
der Aussührungsanweisung vom 9. 3. 1.922 (M«BliV. S.· 285)
Art. 9 Abs. 2-, um die Gemeinden und Gemeindeberbiände bor-
Naschteilen zu behüten1., die ihnen aus etwaigen Ein üchen
wegen Außeraschtttasssunsg der erwähnten Vorschrift im ermat-
tungsstreitversahren entstehen könnten-. « « _

Sie machen dabei nochmals daraus ausmerTain daß unter
,;Vertrsetitsnsg«en der Steuer «ichstigens« in erster inie Handels-,
Handwerks-F und Landwi chastsbamtmeru - u verstehen ; sind,
und daß ihre Anhörung s sei Gemeindebeäyt üssen nur dann

haben bann, wenn am re zeitig END-insineinen Ersog «
nah-me in die iersordertichen Unter n ermöglicht taub
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derartige amtliche Berufsvertretungen nicht am Orte ishr-en Sitz
haben, wird Die Anhörung sonstiger in Frage kommen-der Ver-
tretungen der Steuserpflichtigen ausrei- en, es sei Denn, daß
aus den Kreisen der Siteuerspflichitigen ausdrücklich der Wunsch
nach Anhörung der amtlichen Berufsvertretungen erhob-en wor-
den ist. Wo auch sonstige Vertretungen nicht vorhanden find,
wir-d es unter der entsprechenden Voraussetzung genügen, mit
den örtlich in Frage kommenden Wirtschafts-kreisen Fühlung zu
nehmen oder unter Usmsftänkden durch Auslegng der Nin-lagen-
befchlüssse den beteiligten Steuesrpsliichstsigen Gelegenheit zur Ein-
sichtnahme und zur Anbringnng svson Einwendungen zu geben.
In Ausnahme-fällen bei denen die Hauptbeslasteten selbst über .
ihre Steuer-n mitbeschliofsen haben, kann bei ihrem Einverständ-
nis auf die gesetzlich angeordnete Mitwirkung von Vertretunger-
verzichtet werden. —

Auch teilt die Landswirtfchaftskammer in diese-r Angelegen-
heit mit, daß sie von der Zentralstelle ans die Einzelfiälle nicht«
beurteilen kann, sie muß ihrerseits sich in jedem Fall an die
örstliich zuftänsdige landwirtschaftliche Kreis-kosnismission wen-den,
nnd auch diese ift in- häufigen Fällen gar nicht in der Lage,
auf Grund ausreichende-r Orientierung zur Sache berichten zu
können. So stellt sich zusr Zeit das der Beriifssvertrsetuug sein-
geräumte Recht einerseits all-s- verhältnismiäßsig wertloss dar,
andererseits erfordert sein-e Geltendmaschmng seine sehr umfang-
reiche und nach den neueren postalsifchseu Bestimmungen recht
kostspielige Korrespondenz

In Verfolg all dessen hat der Vorstand der Landwirt-
schiaftskiamimesr beschlossen, bei grundsätzlicher Auf-rechterhialtung
des Rechtsanspruch-es der Kamme-r bis auf weiteres von dem
Recht der Begutachtung der Grundstenersbelastuug keinen Ge-
brauch zu machen. .

Der Vorsitzende des Kreisausfchsuffes

Geschz. W. 36 Namslau
12 O e ls, den 26. November 1923.

Oeffentliche Blekanntmachung
Von dem Vorsteher der Weide-Wiesen-Genossenschaft

Namslau ist unterm 6. Iuni 1923 bei Dem Präsidenten des
Landes-kulturaimts zsu Brseslau die Einleitung des Umlegungs-
verfahrens hinsichtlich der durch die Weisdersegulieruing abgefplit-
tersten Parzellen gemäß § 1 des Gesetz-es voiu 21. September
1920 —- GS S. 453 —- beantragt warben.

Der Landesitulturamtspriäsident hast« da er die Voraus-
setzungen für die Usmlsegsung gemäß- g 4 a. a. O. als gegeben-
an«sieht, den Unterzeichneten zum Kommissar für die Verhand-
lungen mit den Beteiligten ernannt.

Ich bringe dies hiermit gemäß § 5 un'D 6 a. a. O. zur
öffentlichen Kenntnis mit dem Hinweis-, daß Einwendungen
gegen das geplante Verfahren mündlich-

- am 16. Januar 1924 im Gasthaufe von Gallert
vormittags 9 Uhr zu Iakobsdorf, Kr. Namslau

angebracht und begründet werden müssen. Daselbst sollen auch
die Beteiligten über die Voraussetzung-en der Umlegung und
Bildung des Umilegungsbezisrks gehört werden«

Preußifches Kulturamt.
A. Dittr ich, Regierungs- und Kulturrat.

L. I. 10240. O el s-, den 6. Dezember 1923.
Wird hiermit veröffentlicht

 

L. II. « Oe l s , den 5. Dezember 1923.
Weiblicher Haindarbeitsuntesrrichst in läudlichen Schulen
In letzte-r Zeit find von einzelnen Sschsulverbiäsnldeu An-

fragen an mich gelangt, osb die mit meiner Bekansntsmachusug
vom 24. September 1923 —- Kreisblatt Seite 230 — vorge-
schilaigense Vergütung vsosn V Zentner Roggen für die Er-
teilung des Hand-arbeitsiinterrichstrs an ländlichen Schulen noch
weiterhin alss Maßstab anzusehen ist. Hierzu bemerke ich, daß
die seinerzeit svorgefchlsasgene Vergütung in Anbetracht der
Teuernng und der all-gemeinen Umsfteslluug der Wirtschaft auf
Goldmauk jetzt nicht mehr als Maßstab anzusehen ist. .

Ich ersnche daher die «Si«chsul-v·or-stä-nde, alsbald Beschlüsse
über ein-e zeitgemsäße Vergütung der Hasndiarbeitslebrseriunen-
herbeizufüjhsren In den Fällen, in weils-then sich? hierbei Schwie-
rigkeiten ergeben sollten-, ersuche ich, mir alsbald unter Dar-
legung des Tlaetbestandes zu berichten;

L. I. 10098. O els, den« 30. November 1923.
"Mitteilnng von Strafverfügungen gegen Schüler

· an die Schnlbehördem ««
Durch Erlaß Ovom 14. Ianuar 1.898 (Min.-le. i. Verw.

S. 22) ist angeordnet, daß die Polizeibehörden von allen Straf-
verfügungen, die sie auf Grund des Gesetzes vom 23. Azpril
1883 (Ges.-Samml. S. 65) gegen Schüler (Sch"süilierinnen) einer

 

 

öffentlichen Lehranstalt erlassen-, den Schulbehörden ungesäumt
Kenntnis zu geben haben. . » .

Ich bringe die genau-e Beachtung dies-er auch heute noch in
Geltung befindlichen Anordnt ins Erinnerung-.

L. I. 9973. O eils» den 4. Dezember 1923.
Gebiihren der Dsorfgerichte

Am 1. November d. I. sind neu-e Gebühren für Dorfge-
richte im Geltungsbereiche des Allgemeinen Land-rechts in Kraft
getreten-. Den Ortspolizei- und Ortsbehsörkden bringe ich dies
unter Bezugnahme auf meine entsprechenden Kreis-l)"l«ast·tbekannt-
mach-ungen- auf Seite 1-6 und 138 dieses Iahres mit dem Be-
merken zur Keiiii«t·iiis, daß die neuen Beträge sowie ihr-e Er-
rsechnung im hiesigen Liandgerischst oder Kreishause, Zimmer 24,
in Erfahrung gebracht werd-en können.

L. I. 10270.

 

O e-l-s-, den 1. Dezember 1923.
Stempelgebühren.

Ich weise auf die in der Gesfetzfaimmlung Seite 546 er-
schienene 4. Ver-ordnung über Anpassung der Stempelsteuer an
die Geldentwertung hin-.

Danach- sind die in dem Stempeltarif vorgeschrieben-en Fest-
stempel vom- 1. Dezember 1923 ab auf das sechshundertmillsi-
iardensfache erhöht worden, wobei der aus der Erhöhung des
Festsfteinpelss vsou ursprünglich 3 Mk. sich ergebende Betrag (-vou
1,8 B-illiouens) auf 1.,5 Billiouen abgerundet wir-d.

Es werden demnach folgende sStemspelbeträge ziu verwen-
« den fein:

für Genehmigung von Tau-z- und anderen Lustbarkeiteu
3, 1V2, 1,2 und 1 Billi. Mk.,

für- Päsfe 1V: Bill.,
für Geswevbe-Legsitsimationssskarteu 0,60 Bill.,
für Zieugnifse 1,5 Bill.,
für Verlängerung der Poslizeiftunde

a.) dauernde 15 Bill., «
b) sein-mal und kurz-e 0,90 Bill. Mk.

L. I. 10269. O el-s, den 1. Dezember 1923.
Iagdscheingebühreu

Die Gebühren (.Abgab«e und Stempel) für Iiagdschseine find
erhöht. Es werden zur Zeit folgende Gebü!·l)sren erhoben-:

für Isahresjagdfcheine:
Stempel 4,50 Bill. Mk» Abgabe 5 Gold-matt

für Tagesjiasgdscheine: .
Stempel 0,90 Bill. Mk., Abgabe 1 Gold-mark,

für Dusbsliksatsausfertigungen: "
0,50 Gold-mark. " .

Die Abgabe in Goldmark wird erhoben nach dem täglich
festgesetzten Umrechnnnigsisatze der Goldmark für Reichssfteuern

Berlin W. 66, den 22. November 1923.
Leispzigerftrsaße 3,

Unterstützung Erwerbsloser am Aufenthaltsort.
Der Herr Reichssarbeits-mini«ster hat entschieden, daß- fiüsr

die Unterstützung Erwierbislosfer, die bis zum Eintritt Der
Uuter-stützuiigssbse«d-ü»rftigkeit infolge ihrer Berufstätigkeit sen-t-
weder skleinen Wohnort hatten}, oder sich an ihrem Wohnort in
der Regel nicht aufhalten konnten (z-. B. Binnenschiffer), die
Gemeinde zusftsäsndig ist, in der sie beim Eintritt der Unter-
stützunsgsbedüsrftiigskeit ihren Aufenthalt hatten. Diese Aus-
legung darf «seklsbftlverstänidlich nicht dazu führen, daß arbeits-
los-e Personen unrherreifen, um an einem beliebigen Orte die
Erwerbslofenimterftüxtzsung in Ausspruch zu nehmen. ·

Ueberabdsrucke für- die inachcgeosrdneten Behörden find bei--
gefügt. -

Der Preußifche Minister für Volkswohlsahrt.
Im Auftrage: «

. gen-. Küsglse r.
D. M. 473. Oe l s, den 6. Dezember 1923.

Den Ortspolizeibehörden geb-e ich hiervon Kenntn-is.- ·
Der Viorsitzeude des Oeffentlichen Arbeitsnachcweifes

Be r sl i n Wi. 66, den 30. November 1923. .
Leipzigerftrsaße 3, ‘ -

Erwerbslosen-unterftützungssätze.
Die mit Erlaß vom· 23. Nsolvember 1923 3 B 2991 —-

_' kannt gegebenen und bis zum 24. November 1923 giffitigen
- rwerbsilsosenunterftütziusngssätze gelten auch für die Zeit vom
26. November bis 1. Dezember 194213

Usebserabdvucle für die nachigseordneten Behörden liegen bei.
Der Preußifche Minister für Vosllswohilfahrt.

. Im Auftrag-e:
gez. K it g ll e r.

 

 

 

 



D. M. 465.
Den Ortspolizeibehörden gebe ich hiervon Kenntnis
Der Vorsitzende des Oesfentlichen Arbeitsnachiweifes

I A III Nr. 13660. « _
3 B r e sla u, den 27. November 1923.

Aus verschiedenen Gegenden wir-d ein starkes Auftreten
von Zigeunern gemeldet. Jn der augenblicklichen Lage ist,,« ab-
gesehen von allen anderen Gründen, schon der Ernahruugslage
wegen, jeder Zusng fremder Elemente unserwünscht Ich bringe
daher die Anweisung zur Bekämpfung des Zigseunerunwsefens
vom 17. 2. 1906 (Min.-Bil. f. d. i. Verw. S. 54) zur genauesten
Beobachtung ins Erinnerung

Der Regierungspsriisident.
J. V.: gez. v. Ruiperti.

L. I. 10199. Oels, den 4. Dezember 1923.
Die Polizeiorgane des Kreises ersuche ich, dem Zigeuner-

unwesen ihr größtes Augenmert zu schenken Die Anweisung
Pat als Sonderbeilage Nr. 12 des Reg».-Amtsbl. 1906 beige-
egen.

119 Nr. 679.
Berlin W 66, den 18. November 1923.

Zulasfung von Holsteiuen fiir Brandmauern. __
§ 14 des Entwusrfes zu einer Bauordsuung in der Fassung,

die er durch Erlaß vom 28. April 1921 ——- II9 Nr. 359 —- ser-
halten hat, schreibt vor, daß Vrandinausern von Grund auf
massiv ohne Oeffnungken und Hohlräume in der Starke von
mindestens einem Stein hergestellt werden müssen. Diese Vor-
schrift wurde bisher so ausgelegt, »daß unter den« zum ·Mauer-
wert zu verwendendeu Stein-en volle Steine ohne Hohlrausme
im Innern zu verstehen seien. «

Die swsirtschaftlichen Verhältnisse nötig-en -daz-u,» mit deu-
Baustoffen möglichst sparsam u-m.zusgeheii,, ihre Beforderungs-
kosten zu vermindern und daher den Bau von Hohlsteinen
mehr als bisher zu begünstigen. » » ..

Ich bin daher damit einverstanden, daß die Baupso"lizeibe-
hörden bei der Auslegung der Bestimmung-en des F 14 der
Musterbauordnung und gleichartiger Bestimmungen »anderer
Bauordnungen von dein Gesichtspunkt ausgehen, daß unter
ohlräumen im Sinne dieser Vorschriften auf ein und den-

Zlben Stein beschränkte Luftzellen nicht verstanden werden, und
zwar dann nicht, wenn »die Steinwandungen genugend stark
sind (vg-l. die Bestimmungen über die bei Hsochbauten anzuneh-
menden Belastung-en usw. vom 24. Dezember 1919) und wenn
auf die Hohlzellen nicht mehr als die Hälfte des Querschnittes
entfällt. Danach stehst also nichts im Wege, allseitig geschlos-
sene« Hohlsteine, aber auch einseitig offene Steine (s-ogenannte
Topffteine) und beidserseitig offene Lochsteine fur die Herstellung-
svon Bransdsmsauern zuzu«lassen, wenn die den Nachbarsteinen zu-
gekehrten Oeffnungen so geschlossen werd-en, daß weder hori-
zontal noch vertikal durchgehende- Kauäle entstehen-.

Der Preußische Minister für Bolkswohlfahru
J. V.: Unterschrift

L. I. 10030. _ Oe ·ls, den 1. Dezember 1923.
Der Milsitäsrsbesfehlshaber der 2. Kavalleriedivision hat an-

geordnet, daß sämtliche Personen die in Schutz-haft genommen
werden, sofort bei der örtlichen Polizei durch ein-en Polizei-be-
asmten darüber vernommen werden, ob und welche Ein-wen-
dungen 7 sie gegen ihre Verhaftung zu erheben haben-.

A2392- ‚ O elsz den 30. November 1923.
Auflösung des Verforgungssamtes O els.

Mit dem 1. April 1924 wird das V-ersorigxungsamtl O e l s
aufgelöst und sein Bezirk dem des Versorgcunigsamtes Brosilaui
zugelegt-

. Amtliche Fürsorgesteslle
für Kriegsbeschädigte und Kriegshiuterbliebenei

· Dr. U n ck e l l.

„._.—“—

K.H. 3858. O els, den 28. November 1923.
Zusatzrenten an Kriegshinterbliebene « und Kriegs-

bef ädi ste.
Die Zuxatzrente Für Kriegshinterbliebsene und Kriegshe-

Lchäidigte wir Ebis au weiteres in wertbeftändigem Gelde an
- 'e Herren Amtsvorstehesr überwiesen-. Die Herren Guts- und
Gemeindevsoirsteher ihaben die Gelder für ihren Bezirk bei diesen
a-b-zuhoslen und gegen Qnittung an die Empfänger auszuzahlen

Die Quittungen find als-bald an mich zuruckzufenden
Amtlikhe Fürsorgestelle

für Kriegsbeschädigte und Kriegshiuterbliebene.
Dr. U n c! e l I. «  
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O 'e l s- den G— Dezember 1923 Verbot des ,,Völkifchen BeMters.« »
Herf. d. M. d. »I. v. 1·3-. 11. 1923 —-— IIG 4653.

Nachsteihenden Abdruck zur Kenntnis unter Bezugnahme
auf meinen Erlaßi vom 1-2·. 10. d. Js. (MIBll. i. V. S. 1026).
Etwa ige trotz des Verbots- erscheinenden Aus-gaben unterliegen
der polizeilichen Beschlasgsnahme
Anlage.

“Ei. d. Reichswelhrmin v. 30. 10-. 1'923 —- Nr. 1348.
10. 23. T. 1. III.

Auf Grund des § 1 der Verordn. des Reichxspräsisdenten
vom .26. 9. 1'923 (RI"GBl. I. S-. 905) verbiete ischl den Vertrieb
des HjVöilkischen Beosbachters« süsr das Reischisgebiet außerhalb
Bayern-s.

Das frühere Verbot sder Zeitung wlurde am 20. 10. in der
Erwartung aufgehoben, daß sie keinen Versuch mehr machen
wiüsrdse,, die Diszipilin und den inneren Zusammenhalt des
Reichsheeres ’zu stören. Jn der Nr. vom 23. 10. hat« der
,,V-ölkiss-che Beobachter-« jedoch die Reichs-weht- wiederumi zum
Ungehorsam aufgefordert

L. 1‘. 10252. O e l s, den 4. Dezember 1923.
Erkrankung-en und Sterbefälle an Milzbrand.

Die Ortspolizeibehörden ersuche ich, diie bei Erkrankung
oder Sterbefall an Milzbrand auszufüllenden Formuilare un-
mittelbar nach der Genesung oder dem Tode des Erkrankten
auszufertigeu und an den Herrn Regienungsspsriiisidenten in
Breslau einzurieichenu

 

Oe l s, den 1. Dezember 1923.
Verstöße gegen die Hengstkbrung

Im Anschluß an die vom Herrn- Regiersungspräsildenten
Breslau im Regierungsamtsblatst Seite 266 von 1923 Oder-öf-
fientlsichte Bekanntrinachung vom 17. Juli-« 1923, betreffend die
Verwendung nicht decksberechtigter Hengste zum Bedecken frem-
der Stuten bringe ich zur allgemein-en Kenntnis-, daß bei vor--
sätzlicher Zuwiderhandlung gegen diese Bestimmung zugleich die
Einziehuug der Hengste beim- Geriicht beantragt wird.

Die Ortspolizeiibeshörden und die Herren Landjäigersei-
beamsten werden ersricht, auf die genaue Durchführung dieser
Bestimmung zu acht-en und Uebertretunsgen unnaichcsichtliichl zur
Anzeige zu bringen«

Die zur Ein-ziehng gelang-ten Hengste wird die Staats-
anwaltschaft der zuständigen Ortsspsolizeibehösrlde übergeben, »die
sie durch den Krseistsierasrzt bastrieren und sobald als möglich
zugunsten der Staatskasse öffentlich meisthietend ver-steigern
läßt. Sofern einzelne Ortspolizeibeihörden keine Unterbsriin-
gungsmsöglsichkeit für die zur Einziehung gelangten Hengste
haben, können »die·e an das nächstgeslegene Psreußsifche Land- oder
Hausptgestüt asbegsefiishrh dort dusrch den Krseiistsierasrzt barstriert und
alsdann zur Versteigerung gebracht werden. Die durch die
Unterbrinsgung der Hengste ans den Gestiiten entstehen-den
Futterkoften und baren Auslagen sind den Gestiitskassen zu er-
statten. Die Landsgestütdisrigenten sind mit entsprechen-den Wei-
sungen verseben. Ueber die erfolgte Einziehung von Hengsten

L. I. 10091.

iisst mir in jedem Falle zu berichten

K. I. 4400. Oel s, den 6. Dezember 1923.
Einteilung des Krei es in Ziegenbockkörbezirke
und die Wahl der iegenbockkörkomimissionen

Der Krseisausschuß shiast beschlossen, den Kreis in 9. Ziegen-
;bock-Köribezirke einzuteilen,· und zwar in drei «·stäidt-i.fches: Oels,
B.e«rnstadt, Hundsfesld und sechs ländliche, die mit den Pullen-
körbezirken übereinstimmen Die Stadt Juliusburg gehört in-
sden ländlichen Körbezsisrk II. -

Gewählt wurden für den stäidtsischen Körbezirt Oels:
als Vorsitzender:

Hermann H iä n ch e n Oe«ls, Ohliausesrsftr ·35a·,
asls Ste -lvertr—eter:

Hiermann Friemel, Nseusorgei, '
-» als Mitglieder-:

Paul F i e ge r t, Oelsz Eisenbahsnfamsilienhaus 8,
M a e z e n s k i, Oe«ls, Esisensbashnfamilienhaus 2,

« als Stellvertreter:
G r u n d, Oels, Mchiosdsw 20.

· Für den städtischen Körbezirt Bernstadt:
als Vorsitzender:

Florian Mo c n t), Lad·eimeiftesr, Bernstadt,
P [(551 glääigealägertrgerqz b

aus« -·a ,- us ei er,l erntas t,
_ ale Mit lieber:

Wilhelm L o b e r, Acke- "srger, Bern- tadt ·
Johann K u s b a, Fleischermeirstey " rnftirdt
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bis Stesbsbbertre te r:
Herbert Miit Ist ess, Beratde -

Für Eden stüdtisi n Körbezirk . und-selb:
_ als Vorsitzenden
 Karl S d} i e ig e, Schmiede-meisten Humdsfelld,

asls Sst«eIl-l«berstreter:
Richer N e u g e b a us e r, Schtvhmachermeisten

· alb Mitglieder:
fing V o g t, Böckermeistey

- b C i g so b, Leitungsaurfssehersp
als Stselslive rtretse r :

"- Heinrich « mittMaler ś F
Für die bän! ' then Körbezisrke wurden die Miglieder der

Bullenkörbezirbe gewählt
" Der Vorübqu des Kreissausschusses.

K. I. Oe l ä, den 6. Dezember 1923.

« Mkkükbezirte und Eberkörtommässionen.—
« Der Kreisawsschtuiß hat aus Grund der §§ 2 und 3 der

Pobizeirerordnung vom 3. Mai d. I. beschlossen, die Gib-erkor-
bezirbe beni Busllenbörbezirben anzupassen-. · . ..

Die « Körbounniüsisouen sind die gieichsenj wie bte Busllenkor-
bommissionem
» Der Wabe W KWschussess.

Oele, den 30. November 1923.

Wiederaufmhme von gamma.
In Verfong meiner IB«.estanutmicqchiung bom 26. September

b. Js. Kreisblatt Nr, 39 Seit-e 231 weise ich· daraus bin-, "da—ß.
die Liaindesbersischeruuigsscrnstalt Stchiltesien in Breslau wieber aus-
sichtsvolbe operative Heilverfashven schirusrgischer und stauen-
rirztlicher Art für Invalisdenversischierite, soweit sie im Kranken-
shiai e der Lambesbersischerunsgssa«n:stalt in. Bsresbau durchgeführt
swe ne können, übernimmt

" Der Minen?» des Bersichermtgsauites.

L. I. 9972. _—

L. III. 1236.

Oeb s , sden 5. Dezember 1923.
(Stimmung.

- Mit hier Erbedigwn meiner Rtunkdberfügsunig Vsoms 26. No-
vember 1923 -- L. I. 2. -—- betreffend Auslösung der K. 'P.
D., der nationsatseziailistischen Arbeiterpiasrteti und- Ider beuts -
bät-bischen Freiheitsparteis sinb noch eine Ainszahsl Ortsppslze
behörden rwcbstämldig. Ich ersuichie biesekben um umgehenbe - «-
ledigung. « _

L. I. 1025B. Oeil s, den 4. Dezember 1923.
- Entwendete Urkunden _ .

Dem Polizeiobevlsemnanct Sie b e r st aus-« »Von rb sind bei
ider Besetzusns · von- Borb seitens der Fran sosen sei-ne Anzaheb ser-
swalausswei e, Urbuntden und Origina- e 'befüslugnuf)mi i z·»w.
enttwendet worden. Da zu erwarten stel , daßi diese Aus-weise
zum Aussrüstung von Spinnen unid Spitzeln verwendet .. werden,
sersuche ich die Ortspolizeibehörden und Herren-l Lan«d1a-ger«eisbe-
atmen, sPe .sosnen, »die si . bwrch idise borbezetschmseten Urkunden
iasusweisem soffort sestzunse , en und« mir heteruber zu berichten

  

 

14.1.9229. Dame. »den- 6.- 1923.
sTr ' . im irk S .

Der FMWMM KuWMchiütz it nitzit der Ver-
tretung idess Bes uerss P -r üse r its - « - nie beanstqu
worden.

Der Dvichinentschauerbossten im Veschtaube irt Spashli ist
neu zu Weigert. Interessenten, die gewillt fing, sichs sder us-
bibdung und Prüfung w unt iehen, iwosllen Gesut ' mit Le-
benslauf aslisbabd an mi einrei n. Die Bewerber ollen mög-
lichst nicht unter 25 und nich-It über 50 Fabre alt sein-. . Die

. Ausbildung erfolgt am Schibachtbos in Oebsi.
Die· Herren Gemeindewvsteber sdes betvelxsenden Bezirks

ers-u- e ich, vorstehende Vekanntmsachung alsba- zur Kenntnis
sder meindemitglieder zu- bringen.

K. I. 5423. · . O elq dem 1. Dezember 1923.
» Der Siedler Jbbann H a- n Ed r i s« ch et auis Ober Mühlab

sichfutz ist zum Mchtwäschkter der Gemeinde Ober Mühbastschütz
bestätigt worden-.

Den Borsitzenide des Kreisausschusses

K. I. 5682-. Oe It s , öden 6.. November 1923.
Der Stellenbesitzser Paul F r a n: ck e aus- Z a n t- so ch« ist« abs-

Schsiedsmann für dens; Schsiedsrmianmisbsezirk 32 und ber Guts-
besitzer Gustiatv G s« uit auiss G a äl« bi g als« SchiedsmsannEItellk
vertreter für den Bezirk 53 verpflichtet worden.

Der Vorsitzende des Kreiquchusses.

K. I. 5707. O e sl s- , »den- 6. Dezember 1923.
Der Stelbenbesitzer Grnsti O b u ich in- G« r o ßs G sbl u -t h-

ist zng Gemeisnldevsorsteber sder G e m e i· n b e EG r -o- .3.- JE l sl s-
g U t ' r ·

der Biasuerkgutsbesittzer Gustav H ei n z e l ma n n aus
N i e de r M ii h ltvs -i stzs zum! Gesmeinidesvbsrsteher lder Gemeint-de
Niesder Müsxhlwi tz unb-

bei: Hausbesitzer Plain-b M ig u«· us t se in W iüt r t le m bi se r g zum
Gemeinbseviorsteher Ider G e mse i n d ei Wl ü! r- t e m! b e r g be-
stätigt warben».

Der Wust des Kreiseusschusses.

L. I. 10072. O e Its-, den 1-. Dezember 1s923.
Gesu

swird we-« en Verdaschtss des illegialens Aufenthalts in Deutschland
Zier rdussifche Staatsungeshbrige Dr. ju:r. A l e xa n- de r sSsto l -
i us

 

 

 

 

Die Herren Lunidjäsgereibeamten ersuchse ich» Grmsittesliungen
anzustellen und mir im- Vetretungsfalle zu bserischiteni

L. I. 10242. Oel-s, iden- 4'. Dezember 11923.
Fahrt

Die Herren Ljanbjsäsgerseibeamten ersuiche ich-, snsaichl Idem bon-
gveßboifsniskchen Arbeiter Wbasdesbaue S.z e t) msa Ins bi , geb.
1895 in -R«e«bitwe, Kreis Polmswssbix, einegebenbe Ermittelunsgen
anzwstelbent usnb im gegebenentfaM festzusnebmsem Er bat dem
Lsacndswiirt A. A l sch se r in Niedser Gusj -, Kreis warmer). ein«
Hilsssmvtorrasd Hansa Lyod CFasbtriknusmmer 952), sein weißes
Btettlbasben und einen sKobfkissewbezupg sgestobben untd ist flüchtig

 

per · Land-ab D r. Unckxe l I.
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